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Nay, Giusep: Zivilprozessordnung und Gerichtsveifassungs-
gesetz des Kantons Graubänden. Textausgabe mit Amnerkim-
gen, Sachregister und Konkordanztabelle aZPO/ZPO. 201 S.
(Chur 1986. Eigenverlag.) Brosch. Fr. 56.—.

Pass-, Fremdenpolizei- und.Asylrecht. Gesetzestexte mit
ausführlichen Erläuterungen sowie allen einschlägigen zwi
schenstaatlichen Vereinbarungen imd dem Grenzkontrollge
setz. 3., neubearbeitete Auflage. Herausgegeben yon Armin
Hermann^ Friedrich Hackaufm^d Erich Seilner. Juridica Kom
mentare. 367 S. (Wien 1986. Juridica-Verlag.) Brosch.
öS 382.-.

Rechberger, Walter H./Siniotta, Daphne-Ariane: Zivilpro
zessrecht. (Erkenntnisverfahren) Stand 1.1.1987. Mit Beispie
len, Wederholungsfragen und Mustern. 3., neubearbeitete Auf
lage. Manzsche Studienbücher. XVI, 496/64 S. Beiheft. (Wien
1986. Manz.) Brosch. öS 465.—.

Rechtsgeltung. Ergebnisse des ungarisch-österreichischen
Symposiums der internationalen Vereinigung für Rechts- und
Sozialphilosophie 1985. Herausgegeben von Csaba Varga und
Ota Weinberger. ARSP/ Archiv für Rechts- und Sozidphiloso-
phie, Beiheft 27.136 S. (Stuttgart 1986. Franz Steiner.) Brosch.
DM 38.-.

Rechtsschutz für den Wald. Ökologische Örientierung des
Rechts als Notwendigkeit der Überlebenssicherung. Herausge
geben von Wolfgang Baumann. Mit Beiträgen von Peter Schütt,
Burkhardt Krems, Dieter Suhr, Hans-Georg Hofmann, Lothar
Gündling, Günter Altner, Wolfgang Baumann. Recht—Justiz—
Zeitgeschehen 42. Vm, 168 S. (Heidelberg 1986. C.F. Müller.)
Brosch. DM 24.—.

Der Rechtsstaat und seine Feinde. Beiträge der Tagung
«Der Rechtsstaat und seine Feinde» der Akademie für Politik
und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung. Herausgegeben
von Bernd Rill und Rupert Scholz- Mit Beiträgen von Wilhelm
DütZy Karlheinz Gemmer, Arthur Kaufmann, Karl Miltner, Kurt
Rebmann, Reinhard Rupprecht, Eckart Schiffer, Rupert Scholz,
Fritz Wittmann. Heidelberger Forum 40. IX, 131 S. (Heidelberg
1986. R. V. Decker & C. F. MüUer.) Geb. DM 58.-.

Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Euro
päischen Gemeinschaften. 1985-1. IV, 456, III S. (Luxembourg
1986. Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften.)
Broschiert.

Schachenmann, Beat: Begriff und Funktion der Aufgabe im
Patentrecht. Zürcher Studien zum Privatrecht 50. VE, 162 S.
(Zürich 1986. Schulthess.) Brosch. Fr. 34.—.

Schelbert, Beat: Die rechtliche Bewältigung ausserordent-
licher Lagen im Bund. Reihe Staatsrecht 5. XXIV, 335 S.
(Griisch 1986. Rüegger.) Brosch. Fr. 38.—.

Schmidt-Salzer, Joachim: Kommentar EG-Richtlinie Pro
dukthaftung. Band 1: Deutschland. Bücher des Betriebs-Bera
ters. Xm, 835 S. (Heidelberg 1986. Verlag Recht imd Wirt
schaft.) Geb. DM 270.-.

Der Selbstmord/Le Suicide. Herausgegeben vom Schweize
rischen Nationalkomitee für Geistige Gesimdheit. Arbeits
gruppe für Kriminologie. Herausgeber: Walter T. Haesler/Jörg
Schuh. 365 S. (Griisch 1986. Rüegger.) Brosch. Fr. 48.—.

Siebert, Horst: Entwicklungstendenzen der Weltwirtschaft.
Konstanzer Universitätsreden 156.50 S. (Konstanz 1986. Uni
versitätsverlag.) Brosch. DM 20.80.

Sonnenberger, Hans Jürgen / Schweinberger, Eugen: Ein
führung in das französische Recht. Zweite, völlig neu bearbei
tete Auflage. Einführungen in das fremdländische Recht. XVn,
232 S. (Darmstadt 1986. Wissenschaftliche BuchgesellschafL)
Brosch. DM 36.50.

Starck, Christian / Weber, Albrecht (Hrsg.): Verfassungsge
richtsbarkeit in Westeuropa. Teilband I: Berichte. 392 S.
Gebunden. Teilband II: Dolaimentation. 616 S. Loseblattwerk,

Studien imd Materialien zur Verfassungsgerichtsbarkeit Band
30/1 imd 30/11. (Baden-Baden 1986. Nomos.) Zusammen
DM 247.-.

Stein, Friedrich / Jonas, Martin: Kommentar zur Zivilpro
zessordnung. 20. Auflage, bearbeitet von Wolfgang Grunsky,
Dieter Leipold, Wolfgang Münzberg, Peter Schlosser, Ekkehard
Schumann. 12. Lieferung. §§ 851—882a, 179 S. (Tübingen
1986. Mohr.) Brosch. DM 66.-.

Studer, Benno: Landwirtschaftliches Pachtrecht Leitfaden
zum Bundesgesetz über die landwirtschaftliche Pacht vom
4. Oktober 1985 (LPG). 45 S. + 15 S. Anhang. (Aarau 1986.
Verlag Wirz.) Brosch. Fr. 11.80.

Vest, Hans: Vorsatznachweis und materielles Strafrecht.
Europäische Hochschulschriften. Reihe II Rechtswissenschaf
ten/585. XX, 213 S. (Bern 1986. Verlag Peter Lang.) Brosch.
Fr. 42.30.

Vischer, Markus: Die allgemeinen Bestimmungen des
schweizerischen intertemporalen Privatrechts. Zürcher Stu
dien zum Privatrecht 52. 103 S. (Zürich 1986. Schulthess.)
Brosch. Fr. 25.—.

Wessels, Johannes: Strafrecht — Allgemeiner Teil. Die Straf
tat und ihr Aufbau. 16., völlig neubearbeitete Auflage. XXTV,
294 S., DM 26.—. Strafrecht — Besonderer Teil 1. Straftaten
gegen Persönlichkeits- und Gemeinschaftswerte. 10., völlig neu
bearbeitete Auflage. XXn, 240 S., DM 26.—. Strafrecht —
Besonderer Teil 2. Straftaten gegen Vermögenswerte. 9., völlig
neubearbeitete Auflage. XX, 194 S. DM 24.—. (Heidelberg
1986. C.F. Müller.) Broschiert

Wiener Kommentar zum Strafgesetzbuch. Herausgegeben
von EgmontForeggerwid Friedrich NowakowsJd. 31. Lieferung.
§§ 232—241 StGB, bearbeitet von Diethelm Kienapfel. 72 S.
(Wien 1986. Manz.) Brosch. öS 176.—.

Wiesbauer, Bruno: Internationales Insolvenzrecht. Die
wesentlichen Bestimmungen des österreichischen Rechts und
die Staatsverträge auf dem Gebiet des internationalen Insol
venzrechts. Manzsche Gesetzesausgaben. Sonderausgabe
Nr. 69. XV, 173 S. (Wien 1986. Manz.) Brosch. öS 392.-.

Besprechungen

Dessemontet, Frangois: Droit suisse des societes anonymes:
Repertoire des arrets federaux et cantonaux. Publies de 1937 ä
1986. Avec la coUaboration de Blaise Battistolo, Ivan Cherpil-
lod et Remy Wyler. Pubhcation CEDIDAC 6.310 p. (Lausaime
1986. CEDIDAC/Universite.) Broche Fr. 100.—.

Auch die Produktion juristischer Literatur hat — so scheint
es — ihre Zyklen: Fehlten noch vor zwei Jahrzehnten aktuelle
Lehrbücher fast. ganz, so besteht heute ein embarras de
richesse: Zu fast jedem Rechtsgebiet liegen ein oder mehrere
Grundrisse oder Einführungen vor, die ä jour gehalten und spe
ziell auf die Bedürfnisse des Lernenden zugeschnitten sind.
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Eine ähnliche Entwicklung könnte sich bei den Präjudizien
sammlungen zum Privatrecht anbahnen: Während langer Jahre
standen die vorzügliche Publikation von Scyboz/GÜlierpn bzw.
ihre Vorgängerinnen allein da (vgl SJZ 1986 S. 218f., 288). In
den letzten Jahren erschienen dann Schlag auf Schlag die bei
den Bände «Leitsätze zum Obligatioiienrecht» von Hans Alt
herr, die den Besonderen Teü des schweizerischen Vertrags
rechts abedecken, und die umfassenden Sammlungen von
Gauch/Aepli/Casanova zum Allgemeinen und Besonderen
Teil des OR, die das gesamte OR einschliesslich des Handels
und Wertpapierrechts behandeln. Zu diesen gesellt sich nun
eine dem A/:rienrec/z^ gewidmete Veröffentiichimg, die auf einer
Datenbank des CEDIDAC (Centre du droit de Fentreprise
[droit industriel, droit d'autein, droit commercial]) basiert.
Referiert sind an die 600 Entscheide aller Instanzen aus dem
Zeitraum vom 1. Juli 1937 (Iiikrafttreten des revidierten Gesell
schaftsrechts) bis zum 30. Juni 1986, soweit sie publiziert smd.
Im Hauptteü sind die Urteüe nach Artikeln geordnet rnit der

Fundstelle imd weiteren Angaben sowie einem Inhaltshinweis
von bis zu zehn Zeüen wiedergegeben. In einem zweiten, kürze
ren Teü ist die Rechtsprechung chronolo^sch und nach Publi
kationsorganen geordnet. Die Sammlung ist — soweit sich dies
mit Stichproben nachprüfen lässt — zu den Artikeln 620—763
vollständig.

Nicht berücksichtigt süid Entscheide zu aktienrechtlichen
Bestimmungen, die sich an anderer Stelle finden, wie etwa zum
Firmenrecht oder zu Rechtsgebieten ausserhalb des OR. Nicht
verarbeitet sind selbstverständlich auch Urteüe, die zwar nicht
spezifisch zum Aktienrecht ergangen, für dieses aber ebenfalls
bedeutsam sind (man denke etwa an die Judikatur zu den aU-
gemeinen Fragen des Haftpflichtrechts wie Verschulden, Kau
salzusammenhang, Schadensberechnung imd Schadenersatz
bemessung, die auch für die aktienrechtliche Verantwortlichkeit
voUe Geltung haben).

Trotz diesen Einschränkungen, die keineswegs Mängel sind,
sondern sich aus der Zielsetzimg der Publikation ergeben, ist
der Band für den Praktiker, der sich einen raschen Uberblick
über die massgebenden Präjudizien verschaffen wül, ausser-
ordentlich wertvoU. Er ergänzt in idealer Weise den noch immer
hervorragenden, aber in einigen Teüen doch etwas in die Jahre
gekommenen Zürcher Kommentar zum Aktienrecht wie auch
die beiden Kurzkommentare von Funk imd Schucany.

Prof. Peter Forstmoser, Zürich

Tillmann, Erich: Das Depotstimmrecht der Banken.
Schweizer Schriften zum Handels- imd Wirtschaftsrecht 80. XI,
190 S. (Zürich 1985. Schulthess.) Brosch.Fr. 42.—.

Beim Depotstimmrecht der Banken handelt es sich um «die
Vertretung des Stimmrechts von Aktien durch Banken, welche
sie für ihre Kunden verwahren». Die Kritiker des Depotstimm
rechts werfen den Banken vor, es verschaffe ihnen eine uner
wünschte MachtsteUung und dazu noch eine «Macht ohne
Risiko»; die Banken würden in erster Linie üire eigenen Interes
sen statt diejenigen üirer Kunden durchsetzen, es entstünden
dabei Interessenkollisionen, Schliesslich verunmögliche das
Depotstimmrecht eine freie Wülensbüdung an der Generalver
sammlung, verhindere jede Opposition und entmachte den
Kleinaktionär total. Tülmann setzt sich mit dieser Kritik einge
hend auseinander imd konuht zwar zum Schluss, dass das
Depotstimmrecht den Banken Einfluss und damit Macht ver
schafft, er kann sich aber den Schlussfolgenmgen der KarteU-
kommission von 1979 anschliessen, wonach die Banken das
Depotstimmrecht sorgfältig handhaben und die Interessenkon
flikte in der Praxis lösbar seien. Tillmann zeigt auch die Bedeu

tung der Richtlinien der Schweizerischen Bankiervereinigung
von 1980 auf, welche den Banken eine Weisungsbefolgungs-
pflicht auferlegen. In § 7 kommt er zum Schluss, dass eine gene-
reUe oder auch partieUe Abschaffung des Depotstimmfechts
nicht in Frage kommen könne, um so mehr, als es an tauglichen
Ersatzlösungen fehle. Der Autor legt besonderes Gewicht auf
die DarsteUung und Beurteüung der Reformvorschläge zum
Depotstimmrecht, insbesondere im Rahmen der laufenden
Aktienrechtsrevision. Tillmann begrüsst es, dass der Gesetzes
entwurf das Depotstimmrecht der Banken weiterhin zulässt,
und attestiert der vorgeschlagenen Regeln^, dass sie sich auf
das Wesentliche konzentriere und auf Details verzichte.

Wül der Namenaktionär seine Bank mit der Stimmrechts
vertretung beauftragen, so muss er schon aus KontroUgründen
vor jeder Generalversamnüung eine neue Vollmacht ausstehen.
Es soUte daher bei den Namenaktien nur die Spezialvollmacht
vorkommen. Anders verhält es sich bei den Inhaberaktien. Bei
ümen genügt für die Stimnarechtsvertretung der Ausweis über
den Besitz der entsprechenden Aktien. Lediglich im Verhältnis
zwischen Aktionär und Vertreter wird eine schrifthche
Ermächtigung in einer besonderen Urkunde, die unverständ
lichweise vom Gesetzgeber «Vollmacht» genannt wird, verlangt,
welche der Vertreter der GeseUschaft nicht vorzulegen braucht.
Im Gegensatz zu den Namenaktien herrscht bei den Inhaber
aktien die oft kritisierte Generalvollmachtvor.

Beim Depotstimmrecht müssen die Rechtsbeziehungen zwi
schen Kunde und Bank als Auftrag im Sinne von OR
Art. 394ff. qualifiziert werden. Daraus ergibt sich für ̂ e Bpk,
welche sich eine General- oder Spezialvollmacht erteüen lässt,
die Verpflichtung zur Vertretung der betreffenden Aktien an
der Generalversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts
(Vertretungspflicht), femer, dass die Bank die Weisungen des
Kunden befolgen muss (Weisungßbefolgungsp^icht). Selbst
wenn der Kunde eine aUgemeine Weisung zur Stunmrechtsaus-
übung (entweder für oder gegen die Verwaltung zu stimmen
oder sich der Stimme zu enthalten) erteüt hat, steht üim das
Recht zu, für eine einzelne Generalversammlung oder zu einem
einzelnen Traktandum von semer aUgemeinen Weisung abwei
chende Instruktionen zu erteüen. Wenn bei ausserordentlichen
Situationen die Bank von der aUgemeinen oder speziellen Wei
sung des Kunden abweichen möchte und dafür die Einholung
einer Erlaubnis beim Kunden nicht «tunlich» ist, darf die Bank
in Anwendung von OR Art. 397 Abs. 1 das Stimmrecht im
wohlverstandenen Interesse des Kunden handhaben, was auch
eine Stimmenthaltung mit einschliesst.

Mit Recht kritisiert Tillmann die im Revisionsentwurf vorge
sehene Verankerung einer Weisungseinholungspflicht für Ban
ken vor jeder Generalversammlung. Gerade die Erfahrungen in
Deutschland zeigen, dass mit einer solch weitgehenden Wei
sungseinholungspflicht der admimstrative Aufwand unverhält-
nismässig wird und der damit angestrebte Zweck, namhch die
«Reaktivierung der Aktionärsdemokratie», nicht erreicht wer
den kann. Tillmann lehnt zu Recht die vorgeschlagene Ersatz
regelung ab, wonach beim Ausbleiben von Weisungen des Kun
den die Ausübung des Stimmrechts im Sinne der Zustimmung
zu den Anträgen des Verwaltungsrates im Gesetz verankert
werden soU.

Der Entwurf verpflichtet die Banken femer zur Bekanntgabe
der Depotstimmzahlen. Diese wird sicher nicht dazu beitragen,
die Gegner des Depotstimmrechts zu beruhigen. Bei Namen
aktien muss sich die Bank ohnehin gegenüber der Gesellschaft
durch eine schriftliche Vollmacht legitimieren. Bei Inhaber
aktien spricht aber der Urkundencharakter als solcher gegen
eine Offenlegung, weü mit jeder Inhaberaktie zwangsläufig An-
nnymität verbunden ist. Tillmann lehnt daher die Offenlegung


